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Einführung
Eine in ihrem politischen und militäri-
schen Führungsvermögen verlorene Na-
tion („a lost nation“) – so nüchtern fiel 
das Urteil eines NATO-Offiziellen über 
Deutschland aus, den der Atlantic 
Council im Vorfeld des NATO-Gipfels 
2012 in Chicago zitierte. Die Autoren 
der Studie gingen sogar soweit, Deutsch-
lands „Schwäche“ als größtes Problem 
der NATO zu benennen: „Today, Ger-
many is an economic powerhouse, but a 
second-rate political and military pow-
er. German weakness is NATO’s most 
significant problem. A stronger Germa-
ny would be the greatest boost to 
NATO’s future.”1 Wurde Deutschlands 
zögernde Bereitschaft, sich substanziell 
an NATO-Missionen zu beteiligen, im-

/// „It’s payback time“

DEUTSCHLANDS GEGENWÄRTIGE 
ROLLE IN DER NATO

ANDREA ROTTER /// Seit Deutschlands Aufnahme in die NATO 1955 stellt die transat-
lantische Sicherheitspartnerschaft einen elementaren Pfeiler deutscher Außenpolitik 
dar. Erfolgreich beteiligte man sich an NATO-Operationen in Bosnien-Herzegowina, 
im Kosovo und in Afghanistan. Spätestens im Zuge der Libyen-Krise 2011 wurde 
jedoch Deutschlands Bündnissolidarität in Frage gestellt. Von einer „verlorenen 
Nation“ im NATO-Gefüge war sogar die Rede. Bedingt durch externe Notwendigkei-
ten und strategisches Umdenken scheint sich Deutschland heute in einer verantwor-
tungsvolleren Rolle innerhalb des Bündnisses gefunden zu haben.

mer wieder in der Vergangenheit von 
den Bündnispartnern kritisiert, so er-
folgte diese Einschätzung des Atlantic 
Councils vor allem vor dem Hinter-
grund der Libyen-Krise im Frühjahr 
2011. 

Im März 2011 verabschiedete der 
UN-Sicherheitsrat die Resolution 1973, 
die die Errichtung einer Flugverbotszo-
ne zum Schutz der Zivilbevölkerung ge-
gen die gewaltsame Repression der liby-
schen Protestbewegung durch Muam-
mar Gaddafi vorsah. Während Deutsch-

Die Bündnispartner kritisieren 
Deutschlands Schwäche.
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lands traditionelle Verbündete Frank-
reich, Großbritannien und die USA für 
eine Flugverbotszone votierten, enthielt 
sich Berlin und stellte sich damit an die 
Seite von Staaten wie Russland und Chi-
na. Darüber hinaus weigerte sich die 
Bundesregierung, sich an der anschlie-
ßenden multinationalen Militäroperati-
on zur Umsetzung der Resolution zu 
beteiligen, und zog sämtliche Bundes-
wehrsoldaten aus den NATO-geführten 
Operationen im Mittelmeerraum ab. 
Auch die anschließende NATO-Mission 
Operation Unified Protector fand ohne 
deutsche Beteiligung statt. Zwar be-
schloss Berlin, Bundeswehrsoldaten für 
AWACS-Missionen zur Unterstützung 
der ISAF-Mission (International Securi-

ty Assistance Force) in Afghanistan ab-
zustellen, um die NATO-Verbündeten 
zu entlasten. Nichtsdestoweniger hat 
Deutschlands „Sonderweg“ in der Liby-
en-Intervention nicht nur harsche Kritik 
aus Deutschland selber auf sich gezo-
gen, sondern auch das Vertrauen der 
Bündnispartner schwer beschädigt. Un-
ter den Eindrücken der Eurokrise in Eu-
ropa und den politischen Umbrüchen in 
der arabischen Welt appellierte Polens 
damaliger Außenminister Radosław Si-
korski im November 2011 an Deutsch-
land als „Europas unverzichtbare Nati-
on“, eine verantwortungsvollere Rolle 
einzunehmen: „I fear German power 
less than I am beginning to fear German 
inactivity.“2

Air-Force-Basen bereitstellen allein wie hier in Geilenkirchen reicht den Verbündeten nicht mehr – 
die Deutschen sollen auch einsteigen und fliegen …
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Im Fokus

Dieser Appell spiegelt die wirtschaft-
lichen und sicherheitspolitischen Verän-
derungen in Europa seit 2010 wider. 
Galt Deutschland in den frühen 2000er-
Jahren noch als der „kranke Mann Eu-
ropas“, überstand es nach einem beacht-
lichen Wirtschaftsaufschwung die welt-
weite Wirtschafts- und Finanzkrise 
2008/09 im Vergleich zu vielen seiner 
Verbündeten ökonomisch und politisch 
relativ stabil. Heute ist Deutschland mit 
einem Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 
ca. 3,026 Billionen € Europas führende 
Wirtschaftsmacht und folgt den USA 
(ca. $ 17,947 Billionen € bzw. 16,49 Bil-
lionen €) im NATO-Vergleich auf Platz 
Zwei. Hinzu kommt, dass die im Zen-
trum Europas gelegene Bundesrepublik 
zudem mit ca. 80,7 Millionen Einwoh-
nern das bevölkerungsreichste NATO-
Mitglied nach den USA darstellt.3 Die-
sem geoökonomischen Gewicht stehen 

zwei Faktoren gegenüber, die die Erwar-
tungen der Bündnispartner an Deutsch-
land erhöhen: Zum einen die sinkende 
Bereitschaft der USA, die Hauptlasten 
des Bündnisses alleine zu schultern und 
zum anderen die gegenwärtige Situation 
Frankreichs und Großbritanniens, die 
die Beitragsmöglichkeiten der beiden 
traditionellen europäischen Führungs-
nationen innerhalb des Bündnisses 
deutlich schmälert.

Mehr Verantwortung von  
Deutschland

Die Debatte um eine ausgewogene Las-
tenverteilung innerhalb der NATO ist 
keine Neuheit. Jahre sinkender Vertei-
digungshaushalte in Europa, deren Ne-
gativtrend durch die Wirtschafts- und 
Finanzkrise 2008/09 noch verstärkt 
wurde, machten sich u. a. in der Liby-
en-Intervention bemerkbar. Zum wie-
derholten Male offenbarte der multina-
tionale Einsatz zur Implementierung 
der Resolution 1973 die militärisch-
operative Abhängigkeit der Europäer 
von den USA. Zu Recht monierte der 
scheidende US-amerikanische Verteidi-
gungsminister Robert Gates daraufhin 
die unausgewogene Lastenverteilung 
innerhalb des Bündnisses und warnte 
vor der Entstehung einer „Zweiklassen-
gesellschaft“, die aus US-amerikani-
scher Sicht nicht akzeptabel sei. Be-
trachtet man die gegenwärtigen Vertei-
digungsausgaben der NATO-Mitglie-
der, so wird deutlich, dass gerade ein-
mal fünf der 28 Staaten (USA, Grie-
chenland, Großbritannien, Estland, 
Polen) die ursprünglich vereinbarten 
und in Wales nochmals bekräftigten  
2 % des BIPs in den Verteidigungshaus-
halt investieren. Die USA verwenden 
hierfür rund 3,4 % ihres BIPs und tra-
gen somit mehr als 70 % der gesamten 
Verteidigungsausgaben innerhalb des 
Bündnisses.4

Es ist zu erwarten, dass die USA 
ihre europäischen Partner in sicher-
heitspolitischen Angelegenheiten, v. a. 
in Europas unmittelbarer Nachbar-
schaft, zukünftig wesentlich mehr in 
die Pflicht nehmen werden. Dies wurde 
bereits durch Präsident Obamas Strate-
gie im Fall Libyen demonstriert, die 
oftmals als „leading from behind“ be-
zeichnet wird und den europäischen 

Der Bündnispartner Deutschland 
sollte eine AKTIVERE Rolle über-
nehmen.
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Verbündeten Frankreich und Großbri-
tannien die Mehrheit der geflogenen 
Einsätze überließ. Hinzu kommt, dass 
sich die strategischen Überlegungen 
der USA nach Jahren relativer sicher-
heitspolitischer Stabilität auf dem euro-
päischen Kontinent zunehmend auf 
andere Regionen der Welt, allen voran 
Asien, konzentrieren werden. Die stra-
tegische Neuorientierung unter Oba-
ma, subsumiert unter dem Schlagwort 
„pivot to Asia“, äußerte sich u. a. durch 
einen zwischenzeitlichen Abzug US-
amerikanischer Truppen aus Europa. 
Zwar haben die USA aufgrund der Uk-
raine-Krise und der Verschlechterung 
der Beziehungen zu Russland ihr Enga-
gement in Europa mittels der European 
Reassurance Initiative (ERI) erneut 
verstärkt,5 doch dies ändert nichts dar-
an, dass sie ihren strategischen Fokus 
langfristig keinesfalls mehr auf Europa 
konzentrieren und daher mehr Engage-
ment von den europäischen Partnern 
erwarten werden. 

Frankreich, welches seit seiner 
Rückkehr in die militärischen Struktu-
ren der NATO im Jahr 2009 für ge-
wöhnlich eine tragende Rolle innerhalb 
der Allianz einnahm, ist allerdings wirt-
schaftlich und operativ stark einge-
schränkt. Im Gegensatz zu Deutschland 
ging es geschwächt aus der globalen 
Wirtschafts- und Finanzkrise hervor. 
Eine besorgniserregend hohe Staatsver-
schuldung und letztendliche Rezession 
verminderten Frankreichs außenpoliti-
sche Schlagkraft. Gegenwärtig kommt 
hinzu, dass Paris durch mehrere Missio-
nen zur Bekämpfung des internationa-
len Terrorismus, die außerhalb des  
NATO-Rahmens durchgeführt werden, 
operativ über die Maßen eingebunden 
ist. Die Antiterroreinsätze in Mali, im 
Sahel- und Sahararaum sowie die Luft-

angriffe gegen den sog. „Islamischen 
Staat“ im Irak und in Syrien haben das 
französische Militär an seine Belas-
tungsgrenze gebracht.6 Bedingt durch 
die Terroranschläge von Paris im No-
vember 2015 sind zudem mehr als 
10.000 Soldaten innerhalb Frankreichs 
stationiert. Auch Großbritanniens Rolle 
in der NATO wurde zwischenzeitlich 
durch die massiven Einsparungen im 
Verteidigungshaushalt der letzten Jahre 
beeinträchtigt, so dass u. a. von US-
amerikanischer Seite bereits befürchtet 
wurde, Großbritannien könnte in Zu-
kunft nicht mehr die notwendigen Res-
sourcen aufweisen, um weiterhin eine 
tragende Rolle in der sicherheitspoliti-
schen Kooperation spielen zu können. 
In diesem Kontext bleibt abzuwarten, 
inwiefern sich der Brexit auf Großbri-
tanniens Beitrag in der NATO auswir-
ken wird. 

Diese Entwicklungen veranlassten 
die Bündnispartner, angesichts neuer  
sicherheitspolitischer Herausforderun-
gen, den Druck auf Berlin zu erhöhen, 
seine wirtschaftliche Stärke in eine ver-
antwortungsvollere Rolle in der Außen- 
und Sicherheitspolitik zu übersetzen. 
Betrachtet man die letzten Jahre, so hat 
es durchaus den Anschein, dass 
Deutschland gewillt ist, diesen Forde-
rungen Folge zu leisten.

Die USA werden sich strategisch 
künftig weniger auf Europa 
konzentrieren.
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Konzeptionelle Initiative und  
strategisches Umdenken in 
Deutschland

Bereits 2013 lieferte die Bundesrepublik 
mit dem Framework Nation Concept 
(FNC, Rahmennation-Konzept) einen 
konzeptionellen Beitrag, um die Defizite 
in den militärischen Kapazitäten der eu-
ropäischen Verbündeten durch eine ef-
fektivere verteidigungspolitische Zu-
sammenarbeit zu beheben. Für diesen 
Zweck sieht das FNC vor, dass europäi-
sche Staaten sich in sog. „Cluster“ zu-
sammenschließen. Kleinere Staaten, mit 
ihren jeweils speziellen militärischen 
Mitteln, schließen sich einer größeren 
Rahmennation an, die ebenfalls ihre mi-
litärischen Kapazitäten einbringt, zu-
gleich aber die Zusammenarbeit inner-
halb des multinationalen Verbandes ko-
ordiniert und die grundlegende Logistik 
bzw. Infrastruktur zur Verfügung stellt. 
Durch diese Bündelung von Fähigkeiten 
sollen militärische Schlüsselqualifikati-
onen erhalten und der europäische Bei-
trag innerhalb der NATO gestärkt wer-
den. Im Nachgang zur Libyen-Krise 
kann diese Initiative sicherlich auch als 
vertrauensbildende Maßnahme gegen-
über den Bündnispartnern verstanden 
werden. Darüber hinaus wird das FNC 
Deutschlands Präferenz für eine multila-
terale Herangehensweise ebenso gerecht 
wie dem übergeordneten Ziel einer ver-
tieften verteidigungspolitischen Integra-
tion Europas, ohne allerdings den Ein-
druck einer deutschen Hegemonieab-
sicht zu erwecken. Dieser Ansatz greift 
somit der 2015 vorgestellten Vision von 
der „Führung aus der Mitte“ vor.7

Einzug in den breiteren öffentlichen 
Diskurs hielt das Erfordernis eines weit-
reichenden strategischen Umdenkens 
vor allem im Rahmen der Münchner Si-
cherheitskonferenz 2014. Im „Münchner 

Konsens“ verwiesen Bundespräsident 
Gauck, Außenminister Steinmeier und 
Verteidigungsministerin von der Leyen 
auf die Notwendigkeit Deutschlands, 
angesichts seines gewachsenen geoöko-
nomischen Gewichts und seiner Vernet-
zung in einer globalisierten Welt aktiver 
auf der Weltbühne aufzutreten und 
mehr internationale Verantwortung zu 
übernehmen. Eine aus der Geschichte 
der Bundesrepublik erwachsene „Kultur 
der Zurückhaltung“ dürfe nicht zu einer 
„Kultur des Heraushaltens“ werden. 

Deutschland müsse stattdessen „bereit 
sein, sich außen- und sicherheitspoli-
tisch früher, entschiedener und substan-
zieller einzubringen“. Sein sicherheitspo-
litisches Handeln als verlässlicher Bünd-
nispartner müsse „konkret“ sein und 
über „Empörungsrhetorik oder die blo-
ße Benotung von Bemühungen und Ak-
tivitäten anderer“ hinausgehen.8 Diese 
dargestellte Entschlossenheit wurde be-
reits kurze Zeit später durch die sicher-
heitspolitischen Umbrüche in Europas 
Nachbarschaft, allen voran Russlands 
völkerrechtswidrige Annexion der Krim 
im März 2014 und seine Unterstützung 
separatistischer Kräfte im Osten der Uk-
raine, auf die Probe gestellt.

Vom „reluctant leader“ zum  
„Rückgrat“  der NATO 

Russlands revisionistisches Auftreten 
im Zuge der Ukraine-Krise überraschte 
die Bündnispartner. Hatte nach Ende 
des Kalten Krieges das internationale 
Krisenmanagement in Form von Einsät-

Deutschlands BEREITSCHAFT zu mehr 
Verantwortung und Engagement zeigte sich 
in der Ukraine-Krise 2014.
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zen jenseits der Bündnisgrenzen an Be-
deutung gewonnen, rief Russlands An-
nexion der Krim die Kernaufgabe der 
Bündnisverteidigung zurück auf die 
transatlantische Agenda. Im Bemühen 
um eine Lösung für den Konflikt an den 
Bündnis-Außengrenzen hatte die Bun-
desrepublik einen maßgeblichen Anteil. 
Zum einen übernahm sie zusammen mit 
Frankreich die diplomatische Führung 
der europäischen Antwort gegenüber 
Russland. Zur großen Überraschung 
vieler Beobachter zeichnete sich eine 
einheitliche Reaktion auf die Krise ab, 
als auf diesem Weg ein europäisches 
Sanktionsregime gegenüber Moskau er-
richtet werden konnte. Obgleich es auf-
grund seiner wirtschaftlichen und ener-
giepolitischen Verflechtungen mit Russ-
land mit am stärksten die negativen Ef-
fekte der Wirtschafts- und Finanzsank-
tionen gegenüber Russland spüren wür-
de, agierte Deutschland als Chef-Ver-
mittler („facilitator-in-chief“) unter den 
europäischen Staaten. Das deutsch-
französische Tandem war ebenso maß-
geblich an der Vermittlung eines, wenn-
gleich brüchigen Waffenstillstands in 
der Ukraine im Rahmen des Minsker 
Abkommens beteiligt. Schneller als ge-
dacht wurde Deutschland durch die 
Ukraine-Krise in die Verantwortung ge-
zogen. In diesem Kontext urteilte der 
Economist: „Germany is emerging, fas-
ter than it wanted, as a global diploma-
tic force. […] As diplomats note, Ger-
man leadership is taking shape faster 
than anyone planned. [I]t was by default 
rather than intent that Germany so ra-
pidly became a ‘middle power’”.9

Innerhalb der NATO hatten die Ge-
schehnisse in der Ukraine und die sub-
sequente Verschlechterung der Bezie-
hungen zu Russland eine Refokussie-
rung auf Abschreckung und kollektive 

Verteidigung zur Folge. Im NATO Rea-
diness Action Plan (RAP), der auf dem 
NATO-Gipfel 2014 in Wales beschlos-
sen wurde, einigten sich die Mitglied-
staaten auf ein umfassendes Maßnah-
menpaket. 

Einerseits sollten Rückversiche-
rungsmaßnahmen v. a. den osteuropäi-
schen Partnern entschlossenen Bei-
stand signalisieren. Aus diesem Grund 
beschloss das Bündnis, u. a. gemeinsa-
me militärische Übungen im Baltikum 
und Polen zu intensivieren, das Air Poli-
cing im Baltikum zu verstärken und die 
Präsenz von Luft-, Land- und Seestreit-
kräften im östlichen Teil des Bündnis-
ses auf Rotationsbasis zu erhöhen. An-
dererseits sah man sich in Wales ge-
zwungen, die Verteidigungskapazitäten 
des Bündnisses langfristig anzupassen. 
Diese militärische Reform beinhaltet u. 
a. eine Weiterentwicklung der NATO 
Response Force (NRF, 25.000 Solda-
ten) zu einer Enhanced Response Force 
mit ca. 40.000 Soldaten. Zudem be-
schloss man die Gründung einer NA-
TO-Speerspitze (Very High Readiness 
Joint Task Force, VJTF), einer ca. 
5.000-köpfigen Eingreiftruppe, die in-
nerhalb von max. drei Tagen einsatzfä-
hig sein soll. Neben einer Anpassung 
der NATO-Infrastruktur, z. B. durch 
eine personelle Erweiterung der Stabes 
des Multinationalen Korps Nord-Ost 
(MNK NO) im polnischen Stettin und 
der Einrichtung von NATO Force Inte-
gration Units (NFIU) zur Koordinie-
rung der VJTFs, bekräftigten alle Mit-
glieder das Ziel, künftig 2 % des BIPs 
für den Verteidigungshaushalt und da-
von wiederum 20 % für die Modernisie-
rung der militärischen Kapazitäten zu 
verwenden. 2016 konkretisierten die 28 
Mitglieder zudem die „Stolperdraht-
Strategie“ an der Ostflanke des Bünd-
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nisses. Durch die Stationierung je eines 
multinationalen Bataillons auf Rotati-
onsbasis in Polen und den baltischen 
Staaten soll eine mögliche russische Ag-
gression abgeschreckt werden. 

Die Rolle Deutschlands in diesem 
Prozess ist wahrlich nicht zu unterschät-
zen. Konzeptionell war Berlin maßgeb-
lich an der Entwicklung des RAPs betei-
ligt. Für manchen Beobachter überra-
schender und von größerer Bedeutung 
ist allerdings die Bereitschaft der BRD, 
die Umsetzung der Maßnahmen materi-
ell und personell erst zu ermöglichen. 
Zum einen stellt Berlin Personal für die 
NFIUs und das MNK NO zur Verfü-
gung. Zum anderen kommt der gestiege-
ne Gestaltungs- und Führungsanspruch 
Deutschlands in den militärisch-operati-
ven Komponenten des Maßnahmenpa-

kets zur Geltung. Deutschland hat sich 
bereit erklärt, bei der Aufstellung der 
NATO-Speerspitze als Rahmennation 
zu fungieren. Im Vorfeld des Warschauer 
Gipfels 2016 wurde zudem bekannt, 
dass Deutschland mit ca. 500 Soldaten 
als Rahmennation die Führung der 
NATO-Präsenz in Litauen übernehmen 
wird. In diesem Sinne bildet es, wie 
Claudia Major bemerkt, „das Rückgrat 
für die erfolgreiche Umsetzung der 
Wales-Beschlüsse“.10 Deutschlands Be-
reitschaft, im Zuge der Ukraine-Krise die 

„harten“ Entscheidungen des Bündnis-
ses derartig mitzutragen, zementierte in 
vielen Augen den Wandel in seiner Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. So bemerkte 
Martin Erdmann, ehemals Botschafter 
und Ständiger Vertreter der BRD im 
Nordatlantikrat: „[I]t was as if the esca-
lation of the crisis in Ukraine, Russia’s 
March 2014 annexation of Crimea, and 
Russia’s steering of separatist activities in 
[E]astern Ukraine flipped a switch on the 
way Germans thought about security 
and defense policy.“11

Neben Deutschlands Engagement 
im Zuge der Ukraine-Krise stellt es dar-
über hinaus eine wichtige personelle 
und finanzielle Stütze bei anderen 
NATO-Missionen dar. So fungiert die 
BRD im Kontext der Resolute Support 
Mission (RSM) als Rahmennation in 
Masar-e Scharif, Afghanistan. Die Mis
sion folgt auf den langjährigen ISAF-
Einsatz und hat die Ausbildung und Un-
terstützung der afghanischen Verteidi-
gungs- und Sicherheitskräfte zum Ziel. 
Deutschland stellt mit aktuell 905 Sol-
daten den zweitgrößten Truppensteller 
des insgesamt knapp 13.000-köpfigen 
multinationalen Einsatzes dar. Im Juni 
2016 erneuerte der Bundestag zudem 
das Mandat für die deutsche Beteiligung 
an der internationalen Sicherheitsprä-
senz im Rahmen der NATO-geführten 
Kosovo Force (KFOR), die der Gewähr-
leistung eines sicheren Umfelds, der hu-
manitären Hilfe sowie dem Aufbau de-
mokratischer und verteidigungspoliti-
scher Strukturen im Kosovo dient. Ak-
tuell ist die Bundesrepublik mit 533 
Soldaten vor Ort und somit größter 
Truppensteller des multinationalen Ein-
satzes. Auf dem Warschauer Gipfel im 
Juli 2016 wurde darüber hinaus die 
Nachfolgemission der Operation Active 
Endeavour (OAE) beschlossen, die ma-

Die Ukraine-Krise hatte eine RÜCK-
KEHR zu Abschreckungsstrategie und 
kollektiver Verteidigung zur Folge. 
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ritime Sicherheitsoperation Sea Guardi-
an (MSO SG). Diese soll der Bekämp-
fung des Terrorismus und des illegalen 
Waffenschmuggels in der Mittelmeerre-
gion dienen und gleichzeitig den Koope-
rationsrahmen mit der EU-Mission EU-
NAVFOR MED Operation Sophia und 
der Europäischen Grenzschutzagentur 
Frontex bilden. Das vom Bundestag im 
September 2016 bewilligte Mandat setzt 
die personelle Obergrenze auf 650 Sol-
daten fest und billigt einen finanziellen 
Rahmen von insgesamt ca. 13,1 Mio. 
Euro (Haushaltsjahr 2016: ca. 2,6 Mio. 
Euro, Haushaltsjahr 2017: ca. 10,5 Mio. 
Euro).12

Das breitgefächerte Engagement 
Deutschlands im Rahmen der NATO 

bringt den 2014 postulierten Gestal-
tungsanspruch zu Geltung. Allerdings 
muss dieser langfristig auch umsetzbar 
sein. Dies wiederum erfordert eine An-
passung der militärischen Kapazitäten 
und Strukturen, eine Fortführung der 
politischen Debatte angesichts der fort-
schreitenden Bündnisintegration sowie 
den stetigen Miteinbezug der Zivilge-
sellschaft in den sicherheitspolitischen 
Diskurs.

Anpassung der militärischen  
Kapazitäten und Strukturen

Nach wie vor sieht sich Berlin regelmä-
ßiger Kritik hinsichtlich seiner bislang 
zu geringen Verteidigungsausgaben aus-
gesetzt. Anstelle der in Wales nochmals 

Mission Vorläufige  
Mandatsdauer

Aktuelle  
Truppenstärke

(Stand: 17.10.2016)

Kosten
(2016, in Mio. Euro)

Resolute Support  
Mission (Afghanistan)

bis 31.12.2016
(erstmals seit 

01.01.2015, zuvor ISAF)

905
(Mandatsobergrenze: 980) 245,3

Kosovo Force
(Kosovo)

bis 23.06.2017
(erstmals seit 
11.06.1999)

533
(Mandatsobergrenze: 

1.350)
46, 3

20,6 (lt. Mandat 2015)

25,7 (lt. Mandat 2016)

Sea Guardian  
(Mittelmeer)

bis 31.12.2017
(folgt auf Operation 

Active Endeavour, dessen 
Mandat am 15.06.2016 

auslief)

noch offen
(Mandatsobergrenze: 650)

2,6
(10,5 im Jahr 2017)

Deutsche Beteiligung in weiteren NATO-Einsätzen13

Quelle: eigene Darstellung basierend auf Bundeswehr.de
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bekräftigten 2 % des BIPs gibt Deutsch-
land aktuell ca. 34,3 Mrd. Euro für den 
Verteidigungsetat aus, d. h. gerade ein-
mal 1,19 %. Nach Jahren schrumpfen-
der Verteidigungsetats läutete Berlin vor 
kurzem zwar eine finanzielle Trendwen-
de ein, d. h. bis 2020 ist eine Etatsteige-
rung auf 39,2 Mrd. Euro geplant.  Um 
auf die anvisierten 2 % zu gelangen, 
müsste die BRD jedoch rund 60 Mrd. 
Euro investieren, also 20 Mrd. Euro 
mehr als bislang geplant. Hinsichtlich 
der Investitionen für die Modernisie-
rung der militärischen Kapazitäten hat 
Deutschland ebenfalls einen Nachhol-
bedarf. Anstelle der geforderten 20 % 
des Verteidigungshaushaltes verwendet 
die Bundesregierung nur knapp 14 % 
für Rüstungsinvestitionen. 

Zudem müssen langfristig notwen-
dige logistische Strukturen geschaffen 
bzw. angepasst werden, um die Defizite 
im Bereich der Transport-, Verlegungs- 
und Einsatzfähigkeiten deutscher Trup-
pen vor dem Hintergrund der zuneh-
mend komplexen Anforderungen zu be-
heben. Erst im Oktober 2016 bekannte 
sich Kanzlerin Merkel erneut zum Zwei-
Prozent-Ziel, weshalb mit steigenden 
Verteidigungshaushalten in der Zukunft 
zu rechnen ist. Das ausgeweitete Enga-
gement geht auch mit einem erhöhten 
Bedarf an spezialisiertem Personal ein-
her. Wie das neue Weißbuch 2016 vor-
gibt, soll sich der Personalkörper der 
Bundeswehr in Zukunft am tatsächli-
chen Bedarf und nicht mehr an einer 
festgelegten Obergrenze orientieren. 
Derzeit umfasst die Bundeswehr 
176.162 aktive Soldaten, der Entwurf 
des Bundeshaushalts 2017 sieht 180.100 
Planstellen vor.15 Insgesamt sollen bis 
2023 7.000 neue militärische Stellen ge-
schaffen werden, um der aktiveren Rolle 
gerecht zu werden. 

Fortführung der politischen Debatte
Neben dem Ausbau der militärischen 
Kapazitäten muss auch die politische 
Debatte vorangetrieben werden, wie 
Deutschland seinen Beitrag innerhalb 
der NATO bei fortschreitender Bünd-
nisintegration leisten kann. Im Zuge des 
Gipfels in Chicago 2012 wurde die De-
batte über nationale Einsatzvorbehalte 
angestoßen, um die rasche und rei-
bungslose Nutzung von multilateralen 
militärischen Verbundfähigkeiten zu 
garantieren. Dies führte auch innerhalb 
der Bundesregierung zu Überlegungen, 
wie man trotz Parlamentsvorbehalts – 
bewaffnete Auslandseinsätze der Bun-
deswehr bedürfen der konstitutiven Zu-
stimmung des Bundestags – die Bünd-
nisfähigkeit Deutschlands gewährleis-
ten könne. Im März 2014 setzte der 

Deutsche Bundestag daher eine „Kom-
mission zur Überprüfung und Siche-
rung der Parlamentsrechte bei der Man-
datierung von Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr“ ein. Für die Umsetzung 
ihrer Empfehlungen brachte die Bundes-
regierung im Januar 2016 einen Geset-
zesentwurf ein, der einerseits eine Be-
richterstattungspflicht der Bundesregie-
rung gegenüber dem Bundestag über die 
multilateralen militärischen Verbundfä-
higkeiten beinhalten soll, die von 

Die neue Rolle Deutschlands 
ERFORDERT die deutliche Nach- und 
Aufrüstung militärischer Kapazitäten 
und Strukturen.
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Deutschlands Beitrag abhängig sind 
und die es politisch zu sichern gilt.  
Andererseits zielt er auf eine Änderung 
des Parlamentsbeteiligungsgesetzes ab. 
Durch die Konkretisierung des Einsatz-
begriffs sollen bestimmte Einsatzarten 
(z. B. Ausbildungsmissionen „im siche-
ren Umfeld“, Mitwirkung in integrier-
ten oder multinational besetzten Stäben 
und Hauptquartieren) nicht mehr der 
Zustimmung des Bundestages bedür-
fen. Gegenwärtig ruht dieser Gesetzes-
entwurf, da ihm in einer ersten Aus-
schusssitzung von sachverständigen 
Staatsrechtlern sowie dem Bundeswehr-
verband eine klare Absage erteilt wur-
de.16 Mit fortschreitender Integration 
und gegenseitiger Abhängigkeit der 
Partner ist es aber unabdingbar, die po-
litische Diskussion aufrecht zu erhalten, 
wie Deutschland seine zunehmenden 
Bündnispflichten innerhalb der NATO 
erfüllen kann, ohne seine verfassungs-
rechtlichen Prinzipien aufzugeben. 

Einbezug der Zivilgesellschaft in 
den sicherheitspolitischen Diskurs 

Wie die Debatte um den Parlamentsvor-
behalt unterstreicht, ist es angesichts 
Deutschlands neuer Rolle innerhalb der 
NATO unabdingbar, auch die deutsche 
Zivilgesellschaft in den sicherheitspoliti-
schen Diskurs aktiv miteinzubeziehen. 
Die deutsche Bevölkerung ist generell 
skeptisch eingestellt, was das außenpoli-
tische Engagement der Bundesrepublik 
betrifft. Laut einer Umfrage der Körber-
Stiftung im Oktober 2015 zur Sicht der 
Deutschen auf die Außenpolitik spre-
chen sich lediglich 40 % dafür aus, mehr 
Verantwortung in internationalen Krisen 
zu übernehmen. Dies bedeutete immer-
hin eine etwas größere Engagementbe-
reitschaft zum Vorjahr (Januar 2014:  
37 %), doch würde es nach wie vor eine 

Mehrheit von 55 % bevorzugen, sich au-
ßenpolitisch in Zurückhaltung zu üben.17 
Die NATO an sich wird von der deut-
schen Bevölkerung vorwiegend positiv 
bewertet, auch wenn die Zustimmungs-
raten in den letzten Jahren zum Teil 
deutlich abgenommen haben. Hatten 
sich im Jahr 2009 noch 73 % der Befrag-
ten positiv in Bezug auf die NATO geäu-
ßert, so sind es 2016 lediglich 59 %.18 

Aussagekräftiger in diesem Zusam-
menhang erscheint allerdings die Bereit-
schaft, den Verpflichtungen laut Artikel 
5 des Nordatlantikvertrags nachzukom-
men.19 Im Falle einer russischen Aggres-
sion hätten laut einer Umfrage aus dem 
Jahr 2015 lediglich 38 % der Deutschen 
den Einsatz militärischer Gewalt zur 
Verteidigung eines NATO-Verbündeten 
befürwortet, die Mehrheit von 58 % 
hätten diesen abgelehnt.20 Ausgehend 
von Deutschlands strategischer Kultur, 
die historisch bedingt von einer Zurück-
haltung in Fragen militärischer Gewalt-
anwendung geprägt ist, erscheinen diese 
Zahlen nicht weiter verwunderlich. 
Gleichwohl erodieren diese Ergebnisse 
nicht nur das Vertrauen der anderen 
Mitgliedstaaten, sondern entkräften 
auch den selbst postulierten Anspruch, 
im Ernstfall ein verlässlicher Bündnis-
partner zu sein. Unter diesen Gesichts-
punkten warnte der Economist zu Recht 
davor, verfrüht von Deutschland eine 
selbstbewusste Führungsrolle zu erwar-
ten: „[W]ith voters still insisting on ethi-
cal clarity, Germany lacks the consen-
sus to be a confident leader. Its allies 
should not expect too much too soon.“21

Eine faktenbasierte Kommunikation 
und Debatte über Deutschlands zu-
künftige außenpolitische Rolle gewinnt 
angesichts populistischer Strömungen 
in den USA und Europa, deren teils nati-
onalistische und isolationistische Be-
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strebungen im Widerspruch zur NATO 
stehen, augenscheinlich noch mehr an 
Bedeutung. So sorgte der designierte 
US-Präsident Donald Trump im März 
2016 für Aufsehen, als er andeutete, die 
NATO könne inzwischen obsolet ge-
worden sein: „I think NATO may be ob-
solete. NATO was set up a long time 
ago. [...]. Things are different now. [...] 
And it doesn’t really help us, it’s helping 
other countries. And I don’t think those 
other countries appreciate what we’re 
doing.“22

Ähnlich kritische Töne kommen aus 
Europa. So fordert Marine Le Pen, Vor-
sitzende des französischen Front Natio-
nal, den Austritt ihres Landes aus der 
NATO. Auch in Kreisen der Alternative 
für Deutschland (AfD) wurden zwi-
schenzeitlich Rufe nach einem Austritt 
aus der NATO laut, während Die Linke 
schon seit längerem die Auflösung die-
ser fordert. Das stellt die politischen 
Entscheidungsträger in Deutschland vor 
die Herausforderung, angemessene Mit-
tel und (Kommunikations-)Wege zu fin-
den, um die Bedeutung der NATO für 
die deutsche Außen- und Sicherheitspo-
litik vor dem Hintergrund der interde-
pendenten sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen zu erklären, sowie die 
angestrebte Führungsrolle „aus der Mit-
te“ der deutschen Bevölkerung nahezu-
bringen. 

Fortdauerndes Engagement nötig
Unter den erläuterten Gesichtspunkten 
ist die eingangs beschriebene Charakte-

risierung Deutschlands als verlorene 
Nation und größtes Problem des Vertei-
digungsbündnisses nicht mehr zutref-
fend. Berlins Entscheidung, sich 2011 in 
der Libyenintervention nicht an der Sei-
te seiner traditionellen Verbündeten zu 
engagieren, hatte innerhalb der NATO 
eine Debatte um Deutschlands außen-
politische Rolle und Verlässlichkeit als 
Bündnispartner entfacht. Veränderun-
gen des sicherheitspolitischen Umfeldes 
sowie eine generell größere Engage-
mentbereitschaft der politischen Ent-
scheidungsträger in Deutschland ebne-
ten den Weg für eine strategische Neu-
orientierung der deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik. Diese durchlief in der 
Ukraine-Krise einen ersten Praxistest. 
Vor allem der deutsche Beitrag in der 
Umsetzung der Maßnahmen des NATO 
Rapid Action Plan untermauerte hierbei 
Berlins Anspruch einer verantwortungs-
bewussteren deutschen Außen- und Si-
cherheitspolitik. 

Der gestiegene Gestaltungsanspruch 
stellt jedoch Politik und Zivilgesell-
schaft vor neue Herausforderungen. 
Auch wenn in materieller und personel-
ler Hinsicht grundlegende Weichen ge-
stellt wurden, dürfen diese ersten Schrit-
te nicht versiegen – auch nicht im Wahl-
jahr 2017. Es ist kein Geheimnis, dass 
höhere Verteidigungsausgaben oder ein 
verstärktes sicherheitspolitisches Enga-
gement unpopuläre Themen im Wahl-
kampf darstellen. Dennoch ist es unab-
dingbar, die Bedeutung des Verteidi-
gungsbündnisses im politischen Dis-
kurs hervorzuheben. Deutschlands En-
gagement innerhalb der NATO dient 
nicht einem Selbstzweck. In einer zu-
nehmend globalisierten Welt wirken 
sich die Veränderungen im sicherheits-
politischen Umfeld auch auf Deutsch-
land aus. Über Jahrzehnte war seine ter-

Die deutsche Bevölkerung befürwortet 
mehrheitlich weiter die 
außenpolitische ZURÜCKHALTUNG.
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ritoriale Unversehrtheit von der Bünd-
nissolidarität seiner NATO-Partner ab-
hängig. Heute hat sich das Blatt gewen-
det: Während traditionelle Führungsna-
tionen der NATO nicht mehr willens 
bzw. in der Lage sind, diese Rolle allein 
auszufüllen, muss sich Deutschland der 
Aufgaben stärker annehmen. Um es in 
den Worten der Verteidigungsministe-
rin zu sagen: „It’s payback time.“23 Und 
damit ist nicht blinder, militärischer Ak-
tionismus gemeint, sondern eine aktive 
Mitgestaltung der NATO, gemessen am 
selbstgesteckten außenpolitischen An-
spruch und unter Berücksichtigung der 
eigenen verfassungsrechtlichen Prinzi-
pien. Denn nur wer gewillt ist, Einsatz 
zu bringen, kann die Zukunft des Bünd-
nisses aktiv mitgestalten.  ///
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